
76. Konferenz der Justizministerinnen und Justiz-
minister vom 29. bis 30. Juni 2005 in Dortmund

TOP I.1
Große Justizreform

1.1 Vereinheitlichung der Gerichtsverfassungen/Prozessordnungen

Die Justizministerinnen und Justizminister sprechen sich dafür aus, das Gerichts-
verfassungs- und Prozessrecht nach Maßgabe der folgenden Leitlinien neu zu ord-
nen:

1. Die gerichtsverfassungsrechtlichen Regelungen und die Prozessordnungen
werden in einem einheitlichen Gerichtsverfassungs- und Prozessgesetz zusam-
men geführt.

2. Das Gerichtsverfassungs- und Prozessgesetz soll aus mehreren Teilen beste-
hen. Diese enthalten:
• die grundlegenden Regelungen über die Verfassung der Gerichte und der

Staatsanwaltschaften;
• die für alle Gerichtsbarkeiten geltenden allgemeinen Prozessvorschriften;
• besondere Vorschriften für
• – die Zivil- und Arbeitsgerichtsbarkeit, das Familiengerichtsverfahren und

das Verfahren der Freiwilligen Gerichtsbarkeit,
• – das Strafverfahren und
• – das Verfahren der öffentlich-rechtlichen Gerichtsbarkeiten.

3. Zu den grundlegenden Regelungen über die Verfassung der Gerichte und
Staatsanwaltschaften sollen u. a. folgende Bereiche gehören:
a) In allen Gerichtsbarkeiten soll die Möglichkeit eröffnet werden, sachliche

Zuständigkeiten ganz oder teilweise einem Gericht für die Bezirke mehre-
rer Gerichte zuzuweisen, auswärtige Kammern, Senate und gemeinsame
Gerichte einzurichten oder bestimmte Aufgaben ganz oder teilweise dem
Gericht eines anderen Landes zu übertragen.

b) Die historisch begründete Sonderzuständigkeit der ordentlichen Gerichts-
barkeit für Amtshaftung und Entschädigungen nach Art. 14 Abs. 3 Satz 4
GG soll aufgegeben werden; dies setzt eine Änderung des Grundgesetzes
voraus.

c) Die Rechtswegzuweisungen zu den Sozial- und Verwaltungsgerichten sol-
len überprüft werden.

d) In allen Gerichtsbarkeiten soll möglichst eine weitgehend einheitliche Be-
setzung der Richterbank eingeführt werden.
In der I. Instanz soll grundsätzlich der Einzelrichter entscheiden, nur im
Ausnahmefall soll die Übertragung auf ein Kollegialorgan – soweit die
Gerichtsverfassung ein solches vorsieht – möglich sein. 
In der II. Instanz soll grundsätzlich das Kollegialorgan entscheiden. 
Für die Übertragung auf das Kollegialorgan bzw. auf den Einzelrichter sol-
len einheitliche Kriterien und einheitliche Verfahrensvorschriften festgelegt
werden.

e) Der Einsatz von Proberichtern als Einzelrichter soll für alle Gerichtsbar-
keiten einheitlich geregelt werden, wobei nicht nach dem Gegenstand des
Verfahrens unterschieden werden soll.

f) Die Vorschriften betreffend die ehrenamtlichen Richter und Schöffen sol-
len so weit wie möglich vereinheitlicht werden.

g) Die Regelung über den Bereitschaftsdienst (§ 22c GVG) soll auf die Fach-
gerichtsbarkeiten – mit Ausnahme der Finanzgerichtsbarkeit – erstreckt
werden.

h) Die Möglichkeit zur Verhandlung und Beweisaufnahme im Wege der Bild-
und Tonübertragung (Videokonferenz) soll in allen Gerichtsbarkeiten –
mit Ausnahme des Strafverfahrens – eröffnet werden.

i) Den Ländern soll ermöglicht werden, den tradierten Organisationszusam-
menhang von (Land-)Gericht und Staatsanwaltschaft bei Bedarf flexibler
gestalten zu können.

j) Die Regelungen der allgemeinen Dienstaufsicht sollen aus Gründen der
Rechtsklarheit in dem ersten Teil des einheitlichen Gerichtsverfassungs-
und Prozessgesetzes zusammengefasst dargestellt werden.

k) Im Interesse der Vollständigkeit sollen sämtliche nichtrichterlichen Mitar-
beiter der Gerichte, Staatsanwaltschaften sowie der Gerichts- und Jugend-
gerichtshilfe mit ihren Funktionen aufgeführt werden.

4. Der allgemeine prozessrechtliche Teil sollte insbesondere folgende Regelungs-
bereiche umfassen:
• Ausschließung/Ablehnung
• Beratung/Abstimmung
• Rechtshilfe
• Beteiligte
• Vertretungen
• PKH
• Beweisaufnahme
• Beweissicherungsverfahren
• Zustellung
• Ladung
• Termine
• Fristen
• Wiederaufnahme
• Wiedereinsetzung

• Protokoll
• Rechtsmittel, zumindest Rechtsmittelfristen.

1.2 Funktionale Zweigliedrigkeit

Den Justizministerinnen und Justizministern ist es ein wichtiges Anliegen, den
Rechtsuchenden auch in Zukunft ein gerichtliches Verfahren zur Verfügung zu
stellen, das zu schnellen und dem Gebot der materiellen Gerechtigkeit entspre-
chenden Entscheidungen führt. Sie nehmen die in dem Bericht der Staatssekretä-
rinnen und Staatssekretäre vertretene Auffassung zur Kenntnis, dass ein mög-
lichst straffer einheitlicher Rechtszug dieses Ziel dauerhaft und auch unter verän-
derten gesellschaftlichen und finanziellen Rahmenbedingungen verwirklichen
könnte.
Die Justizministerinnen und Justizminister meinen jedoch, dass damit der Auftrag
der Justizministerkonferenz noch nicht umfassend erfüllt ist. Sie halten an den im
November 2004 beschlossenen Zielsetzungen fest, sehen hier aber noch weiteren
Erör-terungs- und Prüfungsbedarf. Sie bitten die Staatssekretärinnen und Staats-
sekretäre, in ihre weiteren Überlegungen unter Beteiligung der Praxis und unter
Einbeziehung der jeweils vorliegenden Evaluierungsergebnisse der ZPO-Reform
zu prüfen, ob für das o. g. Ziel auf allen Rechtsgebieten eine strukturelle Verfah-
rensänderung geboten ist und ob neben den bisher zur Debatte stehenden Vor-
schlägen der Zulassungsberufung und des Vorlageverfahrens weitere Möglichkei-
ten bestehen. Sie bitten die Staatssekretärinnen und Staatssekretäre, schnellst-
möglich zu berichten.

1.3 Flexibler Richtereinsatz

1. Die Justizministerinnen und Justizminister nehmen den Abschlussbericht zur
Kenntnis. Sie befürworten personalwirtschaftlich sinnvolle und verfassungs-
rechtlich zulässige Gesetzesänderungen zur weiteren Erhöhung der Flexibi-
lität des richterlichen Personaleinsatzes.

2. Die von der Justizministerkonferenz im Jahre 2004 geforderte und aufgrund
einer entsprechenden Bundesratsinitiative bereits vom Deutschen Bundesrat
befürwortete Möglichkeit der Zusammenlegung der Fachgerichtsbarkeiten
ist ein Erfolg versprechender Weg zur bedarfsgerechten Verteilung knapper
richterlicher Ressourcen.

3. Die Justizministerinnen und Justizminister befürworten außerdem, die Mög-
lichkeit zur Übertragung eines weiteren Richteramtes nach § 27 Abs. 2 DRiG
dadurch zu erweitern, dass durch die Streichung des Erfordernisses spezial-
gesetzlicher Zulassung in § 27 Abs. 2 DRiG die generelle und gerichtsbar-
keitsübergreifende Übertragung eines weiteren Richteramtes ermöglicht
wird. Als Maßnahme zur Qualitätssicherung empfehlen sie des Weiteren 
die Schaffung der Möglichkeit des Einsatzes von Proberichterinnen und
Proberichtern auch in der 2. Instanz; ein Einzelrichtereinsatz kommt hierbei
nicht in Betracht.

2.1 Übertragung von Aufgaben

1. Die Justizministerinnen und Justizminister nehmen den Zwischenbericht der
Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Aufgabenübertragung auf Notare“ zur Kennt-
nis. Sie sprechen sich für möglichst weit reichende Vorschläge zur Aufga-
benübertragung aus. Sie beauftragen die Arbeitsgruppe, der Herbstkonferenz
nach Durchführung der Praxisbefragung (Gerichte und Notare), die anhand
des Zwischenberichts und konkret formulierter Fragen durchgeführt werden
soll, einen Abschlussbericht vorzulegen.

2. Die Justizministerinnen und Justizminister nehmen den Bericht der Bund-
Länder-Arbeitsgruppe „Organisation des Gerichtsvollzieherwesens / Privati-
sierung“ (bestehend aus 4 Teilberichten) zustimmend zur Kenntnis. Das von
der Bund-Länder-Arbeitsgruppe entwickelte Reformmodell der Beleihung
bildet eine geeignete Grundlage für die dringend notwendige Neuordnung des
Gerichtsvollzieherwesens.
Die Justizministerinnen und Justizminister beauftragen die Bund-Länder-
Arbeitsgruppe mit der Erarbeitung eines Vorschlags zur Änderung des
Grundgesetzes, eines Diskussionsentwurfs für ein Gerichtsvollziehergesetz
und eines Diskussionsentwurfs für eine Anpassung des Gerichtsvollzie-
herkostenrechts. Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe wird gebeten, den Justiz-
ministerinnen und Justizministern bei ihrer Konferenz im Jahr 2006 erneut zu
berichten.

3. Die Justizministerinnen und Justizminister sprechen sich dafür aus, eine Öff-
nungsklausel zu schaffen, die es den Ländern ermöglicht, die Industrie- und
Handelskammern sowie Handwerkskammern obligatorisch als Anmelde-
und Vorprüfungsstelle des Handels-, Genossenschafts- und Partnerschaftsre-
gisters vorzusehen.

2.2 Förderung der konsensualen Streitbeilegung

1. Die vorhandenen Streitbeilegungsangebote in den Bundesländern sollen sys-
tematisch erfasst und überprüft werden. Die Länder werden sich gegenseitig
über die Ergebnisse unterrichten.

2. Die Möglichkeiten, sich über das bestehende, vielfältige Schlichtungsange-
bot zu informieren, sind zu verbessern. Zu diesem Zweck sind Übersich-
ten über die vorhandenen Angebote im Internet zur Verfügung zu stellen und



zu vernetzen. Ein zentraler Zugang zu den Übersichten ist förderlich. Hierzu
bietet es sich an, die Übersichten in das bundesweite Justizportal zu integrie-
ren.

3. Die Länder werden prüfen, ob es sinnvoll und möglich ist, in den Ländern Ko-
ordinierungsstellen für die außergerichtliche Streitbeilegung einzurichten, die
die Konfliktparteien bei der Suche nach einer geeigneten Schlichtungsstelle
unterstützen.

4. Bei den Überlegungen zur Förderung der außergerichtlichen Streitbeilegung
ist zu berücksichtigen, dass viele Rechtsstreitigkeiten von Rechtsschutzversi-
cherungen finanziert werden. Die außergerichtliche Streitbeilegung könnte
hier vor allen Dingen durch Kostenanreize für den einzelnen Versicherungs-
nehmer gefördert werden. Dazu ist der Dialog mit der Versicherungswirt-
schaft zu suchen. Das Bundesministerium der Justiz wird gebeten, diesen Dia-
log aufzunehmen.

5. Eine qualifizierte Ausbildung der beteiligten Berufsgruppen im Konfliktma-
nagement ist geboten.

6. Zur Förderung der konsensualen Streitbeilegung durch obligatorische Streit-
schlichtung dürfte sich vor allem ein sachgebietsbezogener Ansatz anbieten.
Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Umsetzung des § 15a EGZPO“ wird ge-
beten, einen Katalog der geeigneten Sachgebiete und konkrete Formulie-
rungsvorschläge für eine Neufassung des § 15a EGZPO zu erarbeiten. Dane-
ben sollte auch der rein streitwertbezogene Ansatz nicht außer Betracht blei-
ben.

7. Seitens der Justiz sollte auf eine verbesserte Aufklärung der Prozessparteien
über die Kosten eines Prozesses und die alternativen Möglichkeiten der Streit-
beilegung, und zwar in einem möglichst frühen Stadium des Prozesses, hinge-
wirkt werden.

8. Das justizielle Verfahren ist für Formen alternativer Konfliktbeilegung weiter
zu öffnen.

9. Die gerichtsinterne Mediation kann – als Übergangslösung – ein lohnender
Weg sein, um konsensuale Streitbeilegung zu fördern.

10. Es soll geprüft werden, inwieweit außergerichtliche Streitschlichtung durch
Gebühren- und Kostenanreize gefördert werden kann.

3.1/3.2 Effektivere Strafverfolgung

1. Materielles Strafrecht
Die Justizministerinnen und Justizminister erinnern an ihren Beschluss vom 
6. November 2003 betreffend die Einführung der Einheitsstrafe im Erwach-
senenstrafrecht (TOP C.I.3) und bitten die Bundesjustizministerin erneut, 
in Absprache mit den Landesjustizverwaltungen ein konkretes Konzept zur
Einführung der Einheitsstrafe zu erarbeiten.

2. Strafverfahrensrecht und Bußgeldverfahren
a) Die Justizministerinnen und Justizminister nehmen die zum Thema „Ef-

fektivere Strafverfolgung“ unterbreiteten Vorschläge betreffend
– die Erstreckung des § 153a StPO auf das Revisionsverfahren,
– die Änderung der örtlichen Zuständigkeit des Ermittlungsrichters,
– die verpflichtende Ladung von Zeugen durch die Polizei,
– die Darstellung des wesentlichen Ergebnis der Ermittlungen,
– die gerichtliche Feststellung der Verschleppungsabsicht in § 244 Abs. 3

StPO,
– den Verzicht auf das Inhaltsprotokoll im amtsgerichtlichen Verfahren,
– die Einführung einer Berufungsbegründungspflicht,
– die Erstreckung der Privatklage auf den Nötigungstatbestand,
– die Erweiterung des Strafbefehlsverfahrens,
– die Erweiterung des beschleunigten Verfahrens,
– die Rechtsmittelreduktion im Ordnungswidrigkeitenverfahren

zustimmend zur Kenntnis.
b) Die Justizministerinnen  und Justizminister befürworten entsprechend der

Empfehlung der Staatssekretärinnen und Staatssekretäre den weitgehen-
den Verzicht auf eine Beteiligung der Staatsanwaltschaft am bußgeldrecht-
lichen Zwischen- und Hauptverfahren.

3.3 Erstinstanzliche Zuständigkeit des Oberlandesgerichts in besonderen Zivil-
rechtsstreitigkeiten

Die Justizministerinnen und Justizminister sind der Auffassung, dass für be-
stimmte, sachlich abgegrenzte Verfahren auf dem Gebiet des Wirtschaftsrechts
eine erstinstanzliche Zuständigkeit des Oberlandesgerichts geschaffen werden
sollte. Dafür kommen z. B. in Betracht:
• Spruchverfahren,
• Klagen gegen die Wirksamkeit von Umstrukturierungsbeschlüssen unter Betei-

ligung einer Aktiengesellschaft nach dem Umwandlungsgesetz sowie im Falle
der Eingliederung und des squeeze-out einschließlich der zugehörigen Unbe-
denklichkeitsverfahren, 

• aktienrechtliche Streitigkeiten, die nach dem Aktiengesetz bislang in die Zu-
ständigkeit der Landgerichte fallen, insbesondere Klagen gegen die Wirksam-
keit vonHauptversammlungsbeschlüssen,

• bürgerlich-rechtliche Kartellstreitigkeiten,
• urheber-, presse- und verlagsrechtliche Streitigkeiten,
• wettbewerbsrechtliche Streitigkeiten und Streitigkeiten im Bereich des gewerb-

lichen Rechtsschutzes.

Die Justizstaatssekretärinnen und -staatssekretäre werden beauftragt, die Ein-
zelheiten unter Beteiligung der Praxis näher zu prüfen und der Justizministerkon-
ferenz bis zum Herbst 2005 konkrete Vorschläge vorzulegen.

3.4 Reform der Verbraucherentschuldung

Die Justizministerinnen und Justizminister nehmen den Zwischenbericht der
Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Neue Wege zu einer Restschuldbefreiung“ zur
Kenntnis.
Sie bitten die Bundesministerin der Justiz, die Ergebnisse des Berichts im Rahmen
eines Gesetzentwurfs umzusetzen.
Sie beauftragen die Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Neue Wege zu einer Rest-
schuldbefreiung“, ihre Arbeit entsprechend dem Beschluss der 75. Konferenz der
Justizministerinnen und -minister fortzusetzen.

4. Qualitätssicherung

1. Führungsverantwortung für Richter und Staatsanwälte
a) Personal- und Führungsverantwortung bei den Gerichten und Staats-

anwaltschaften muss dort wahrgenommen werden, wo im Arbeitsalltag
tatsächlich zusammengearbeitet wird. Aufgaben der Personalführung –
beispielsweise gegenüber dem Servicepersonal – sind in gebotenem Um-
fang von den Präsidenten und Leitenden Oberstaatsanwälten auf die Di-
rektoren und weiter aufRichter und Staatsanwälte zu delegieren.

b) Die Einführung des institutionellen Jahresgesprächs bei den Gerichten und
Staatsanwaltschaften ist ein wichtiges Instrument der Personalführung.
Ein solches Gespräch sollte gleichermaßen auch Richtern und Staatsan-
wälten angeboten werden.

c) Zuständigkeiten zwischen Gerichts- bzw. Behördenvorstand und Ge-
schäftsleitung bedürfen einer klaren Abgrenzung und Regelung.

d) Eine stärkere Einbeziehung der Stellvertreter, Hauptabteilungs- und Ab-
teilungsleiter sowie weiterer aufsichtsführender Richter in die Aufga-
ben des Gerichts- bzw. Behördenvorstands ist wünschenswert und gebo-
ten.

e) Aktive Führung setzt eine angemessene Freistellung der Führungskräfte
vom richterlichen und staatsanwaltschaftlichen Geschäft voraus.

f) Effektive und transparente Systeme der Personalauswahl sind für die Ak-
zeptanz eines künftigen Personalentwicklungssystems nach obigen Grund-
sätzen unerlässlich. Erforderlich sind auch Anforderungsprofile und ein
aussagekräftiges Beurteilungssystem.

g) Führungskräfte der Justiz sind mittels Fortbildungsangeboten gezielt auf
Führungsaufgaben vorzubereiten.

2. Fortbildung
a) Die Justizministerinnen und Justizminister sprechen sich für die gesetzliche

Regelung einer Fortbildungspflicht in den Richtergesetzen des Bundes und
der Länder aus. Die Art und Weise, in der Richterinnen und Richter dieser
Verpflichtung nachkommen, bleibt freigestellt.

b) Die Justizministerinnen und Justizminister setzen sich dafür ein, dass die
Fortbildung in Beurteilungs- und Beförderungsrichtlinien als Kriterium für
Richter und Staatsanwälte verankert wird und im Rahmen der Personal-
entwicklung verstärkt Berücksichtigung findet.

c) Die Justizministerinnen und Justizminister befürworten, dass die Planung
der Fortbildung und die Verantwortung für deren Umsetzung durch die
Führungskräfte mit Rücksicht auf den Bedarf erfolgt, der vorrangig in den
Jahresgesprächen zu ermitteln  ist. Das Fortbildungsangebot des Dienst-
herrn soll grundsätzlich unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden und
die Verteilung der Kapazitäten transparent und unter Zugrundelegung ob-
jektiver Kriterien erfolgen.

3. Qualitätsmanagement
a) Die Justizministerinnen und Justizminister sehen die Qualitätssicherung

als eine der zentralen Herausforderungen für die Zukunft der Justiz an. 
Sie sprechen sich für die Einführung eines einheitlichen Qualitäts-
managements durch ein strukturiertes Benchmarking-Verfahren aus. 
Dazu werden landesinterne Vergleichsringe nach identischen Vorga-
ben eingerichtet, die nach einheitlichen Kriterien Kennzahlen erheben 
und möglichst nach einheitlicher Methodik Veränderungsprozesse einlei-
ten.

b) Daneben soll ein länderübergreifender Vergleichsring gebildet werden, an
dem die Zentralen Mahngerichte der Länder teilnehmen.

c) Die Justizministerinnen und Justizminister beauftragen Baden-Württem-
berg und Niedersachsen, zusammen mit den anderen Ländern die Bildung
der unter a) und b) genannten Vergleichsringe, den Austausch der Ergeb-
nisse und das weitere Vorgehen im Benchmarking-Verfahren zu organisie-
ren und zu koordinieren.

d) Die Einrichtung eines praxisorientierten intranetbasierten Informationsfo-
rums über Art, Gegenstand, Entwicklungsstand und Einsatzstellen von
Projekten ist eine wesentliche Erfolgsbedingung für ein länderübergreifen-
des Qualitätsmanagement. Es kann die Kontaktaufnahme zwischen den
Einsatzstellen fördern. Die Länder Bremen und Nordrhein-Westfalen wer-
den gebeten, in Abstimmung mit der Bund-Länder-Kommission für Daten-
verarbeitung und Rationalisierung in der Justiz (BLK) die Einrichtung 
eines solchen Informationsforums in das Konzept für einen zentralen 
Konferenz- und Dokumentenserverder Justizministerkonferenz einzube-
ziehen.



I.2
Auswahl der Richter am Europäischen Gerichtshof
(Berichterstattung: Baden-Württemberg)

1. Die Justizministerinnen und Justizminister stellen fest, dass die Auswahl der
deutschen Richter an den Gerichten der Europäischen Union und am Eu-
ropäischen Gerichtshof für Menschenrechte sowie die Auswahl der deutschen
Generalanwälte nicht gesetzlich geregelt ist,  sondern allein von der Bundes-
regierung vorgenommen wird. Dieses Verfahren wird der Bedeutung dieser
Ämter nicht gerecht.

2. Die Justizministerinnen und Justizminister halten daher eine gesetzliche Aus-
gestaltung dieses Auswahlverfahrens für erforderlich, welche auch eine ange-
messene Mitwirkung der Länder vorsieht. Die Auswahl soll durch ein Gre-
mium erfolgen, welches zu gleichen Teilen mit Mitgliedern des Bundestages
und des Bundesrates besetzt ist. Das Vorschlagsrecht hierfür soll der Bundes-
regierung, dem Bundestag und den Landesregierungen zustehen.

3. Die Justizministerinnen und Justizminister sprechen sich für eine entspre-
chende Bundesratsinitiative aus.

I.3
Eröffnung des bundesweiten Justizportals
(Berichterstattung: Nordrhein-Westfalen)

Die Justizministerinnen und Justizminister sprechen sich für die  Eröffnung des
bundesweiten Justizportals aus. Die  Landesjustizverwaltung Nordrhein-Westfa-
len wird gebeten, das  Justizportal durch die Veröffentlichung der anliegenden
Pressemitteilung in der Öffentlichkeit bekannt zu machen.

I.4
Gesetzliche Regelung der Aufbewahrungsbestimmungen
(Berichterstattung: Nordrhein-Westfalen)

Die Justizministerinnen und Justizminister übertragen im Anschluss an den Be-
schluss der 72. Konferenz der Justizministerinnen und -minister vom 11. bis 13.
Juni 2001 zu TOP 1.8 der Landesjustizverwaltung Nordrhein-Westfalen die Fe-
derführung für die bereits eingerichtete länderoffene Arbeitsgruppe. 

I.5
Einsatz eines Konferenz- und Dokumentenservers für die 
Justizministerkonferenz
(Berichterstattung: Nordrhein-Westfalen, Bremen)

1. Die Justizministerinnen und Justizminister nehmen den Bericht „Verbesse-
rung der elektronischen Kommunikation im Rahmen der Justizministerkon-
ferenz durch Nutzung eines Konferenz- und Dokumentenservers“ der Lan-
desjustizverwaltungen Bremen und Nordrhein-Westfalen zur Kenntnis. 

2. Die Justizministerinnen und Justizminister beauftragen die Bund-Länder-
Kommission für Datenverarbeitung und Rationalisierung in der Justiz 
(BLK), der Justizministerkonferenz noch im Laufe des Jahres 2005 einen Kon-
ferenz- und Dokumentenserver zur Verfügung zu stellen sowie die damit im
Zusammenhang stehenden Fragen einschließlich der Kostenverteilung zu
klären.  

I.6
Verbesserung des Verbraucherschutzes für Bahnkunden
(Berichterstattung: Bayern)

Die Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister setzt unter dem Vorsitz
des Bundes eine Arbeitsgruppe ein, die Vorschläge zur Verbesserung des zivil-
rechtlichen Verbraucherschutzes für Bahnkunden und den öffentlichen Personen-
nahverkehr erarbeiten soll. Grundlage der Beratung wird das für Juli angekün-
digte, von der Bundesregierung in Auftrag gegebene Gutachten „Qualitätsoffen-
sive im öffentlichen Personenverkehr – Verbraucherschutz und Kundenrechte
stärken“ sein. Die Finanzierbarkeit der Vorschläge wird mit den Verkehrsressorts
abgestimmt werden. 

I.7
Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs durch zusätzli-
che Nutzungsanreize
(Berichterstattung: Bremen)

1. Die Justizministerinnen und Justizminister nehmen den Bericht der Arbeits-
gruppe „Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs durch Nutzungsan-
reize“ zur Kenntnis. Sie sehen darin eine geeignete Grundlage für die weitere
Diskussion über Maßnahmen zur Förderung des elektronischen Rechtsver-
kehrs.

2. Die Justizministerinnen und Justizminister bitten die Bund-Länder-Kommis-
sion für Datenverarbeitung und Rationalisierung in der Justiz (BLK)
a) das bundesweite Justizportal (www.justiz.de) zeitnah weiterzuentwickeln,
b) die Kommunikations- und Sicherheitsinfrastruktur im elektronischen

Rechtsverkehr im Rahmen des wirtschaftlich Vertretbaren durch die
schrittweiseEntwicklung eines zentralen „elektronischenGerichtsbriefkas-
tens“ zu vereinheitlichen,

c) die Standardisierung von Datenaustauschformaten für den elektronischen
Rechtsverkehr mit Nachdruck fortzuführen und

d) ein Konzept für die Umstellung der mengenmäßig bedeutsamen justizin-
ternen Mitteilungsverfahrenauf den (automatisierten) elektronischen Da-
tenaustausch vorzulegen.

3. Die Justizministerinnen und Justizminister bitten die Bund-Länder-Arbeits-
gruppe „Modernisierung des Zwangsvollstreckungsrechts“ und die Bund-
Länder-Kommission für Datenverarbeitung und Rationalisierung in der 
Justiz (BLK) um nähere Prüfung, wie das Vollstreckungsverfahren durch 
eine Verfahrensvereinfachung nach dem Vorbild der Österreichischen Exe-
kutionsordnung in den elektronischen Rechtsverkehr einbezogen werden
kann.

4. Die Justizministerinnen und Justizminister bitten die Bundesministerin der
Justiz
a) zu erwägen, eine „weiche“ Vorrangklausel für eine beschleunigte Be-

arbeitung elektronisch eingereichter Dokumente in die Prozessordnun-
gen oder das Einführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz einzufü-
gen,

b) den Entwurf eines Gesetzes über elektronische Handelsregister und Ge-
nossenschaftsregister sowie das Unternehmensregister (EHUG) dahinge-
hend zu ergänzen, dass durch Rechtsverordnung der Länder ab dem 1. Ja-
nuar 2007 auch für die Anmeldung zum Handels-, Genossenschafts- oder
Partnerschaftsregister eine Einreichung in elektronischer Form vorge-
schrieben werden kann,

c) die erforderlichen Gesetzesänderungen vorzubereiten mit dem Ziel, An-
träge auf Erlass eines Mahnbescheids, die von berufsmäßigen Prozessver-
tretern (Rechtsanwälten und Rechtsbeiständen) im Rahmen des automati-
sierten gerichtlichen Mahnverfahrens gestellt werden, ab dem 1. Juli 2007
nur noch in elektronischer Form zuzulassen. Die Möglichkeiten einer Ver-
längerung der Frist durch die Länder und einer Härteklausel für besondere
Fälle sollen in die Prüfung einbezogen werden.

5. Die Justizministerinnen und Justizminister sind der Auffassung, dass finanzi-
elle Anreize einen Beitrag zur Förderung der Teilnahme am elektronischen
Rechtsverkehr leisten können, sofern die Prinzipien der Flexibilität, Wirt-
schaftlichkeit, Praktikabilität und Belastungsneutralität beachtet werden. Be-
vor über die Einführung ines bundesweit einheitlichen Anreizsystems ent-
schieden werden kann, sind zunächst in einzelnen Pilotprojekten praktische
Erfahrungen mit finanziellen Anreizen zu sammeln.

6. Die Justizministerinnen und Justizminister sprechen sich dafür aus, einen ge-
meinsamen Aktionsplan der am elektronischen Rechtsverkehr Beteiligten
(Bund, Länder, Kammern, Berufsverbände) aufzustellen, in dem alle geeigne-
ten Maßnahmen zur Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs aufge-
führt sind und in dem für jede Maßnahme konkrete Umsetzungsschritte ver-
einbart werden. Die Bund-Länder-Kommission für Datenverarbeitung und
Rationalisierung in der Justiz (BLK) wird gebeten, die fachliche Erarbeitung
des Aktionsplans zu koordinieren und der Konferenz der Justizministerinnen
und Justizminister zu hrer Sitzung im Frühjahr 2006 zu berichten. Nach Mög-
lichkeit soll die Gemeinsame Kommission „Elektronischer Rechtsverkehr“
des EDV-Gerichtstags e.V. in die Erarbeitung des Aktionsplans einbezogen
werden. 

I.8
Begrenzung der Ausgaben für die Prozesskostenhilfe
(Berichterstattung: Niedersaachsen, Baden-Württemberg)

Die Justizministerinnen und Justizminister nehmen den Zwischenbericht über die
„Begrenzung der Aufwendungen für die Prozesskostenhilfe“ zur Kenntnis. Sie 
begrüßen die Absicht der Länder Niedersachsen und Baden-Württemberg, ge-
meinsam mit den übrigen Ländern und unter Einbeziehung des Bundesministeri-
ums derJustiz auf der Grundlage des Zwischenberichts und unter Berücksichti-
gung der Ergebnisse der Praxisbeteiligung einen Gesetzentwurf zu erarbeiten, der
im Herbst dieses Jahres mit möglichst breiter Ländermehrheit vom Bundesrat ein-
gebracht werden soll. Sie halten es für erforderlich, die Einführung einer Min-
destbeteiligung bedürftiger Parteien an den Kosten des Rechtsstreits erneut zu
prüfen. 

I.9
Einführung einer Pauschalgebühr für die Inanspruchnahme
der Rechtsantragsstellen der Gerichte
(Berichterstattung: Sachsen-Anhalt)

Keine Beschlussfassung erfolgt.



I.10
zurückgezogen

I.11
Entwurf eines … Gesetzes zur Änderung des Sozialgerichts-
gesetzes (Bundesratsdrucksache 34/05)
(Berichterstattung: Hamburg)

Die Justizministerinnen und Justizminister sprechen sich dafür aus, die hambur-
gische Gesetzesinitiative zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes vom Januar
2005 nunmehr im Bundesrat weiter zu beraten. 

I.12
Übertragung von Aufgaben der Betreuungsgerichte auf
staatliche oder kommunale Betreuungsbehörden

Die Justizministerinnen und Justizminister sprechen sich für die Einsetzung einer
ressortübergreifenden Arbeitsgruppe unter Vorsitz des Bundes aus, die auf der
Grundlage der Arbeitsergebnisse der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Betreuungs-
recht“ Vorschläge für eine strukturelle Reform des Betreuungsrechts erarbeiten
soll. Aufgabe  soll es sein zu prüfen, ob für die rechtliche Betreuung Erwachsener
künftig die originäre Zuständigkeit der Betreuungsbehörden vorgesehen werden
sollte, die anstelle der Justiz mit den dafür erforderlichen Mitteln auszustatten
sind.

II.1
Zweiter Bericht der Arbeitsgruppe des Strafrechtsausschus-
ses „Effektivierung der DNA-Analyse“ 
(Berichterstattung: Nordrhein-Westfalen)

1. Die Justizministerinnen und Justizminister nehmen die Berichte und Gesetzes-
vorschläge des Strafrechtsausschusses und der Arbeitsgruppe des Straf-
rechtsausschusses zur Effektivierung der DNA-Analyse zur Kenntnis. 

2. Für die Justizministerinnen und Justizminister steht außer Frage, dass die
DNA-Analyse zum Zwecke der Identifizierung zu den wirksamsten Ermitt-
lungsinstrumenten der Strafverfolgungsbehörden gehört. Ihr werden auf
Dauer derselbe Stellenwert und dieselbe Akzeptanz zukommen wie dem 
daktyloskopischen Fingerabdruck, dem sie in ihrer Wirksamkeit überlegen
ist.
Die Justizministerinnen und Justizminister halten gesetzgeberische Maßnah-
men zur Umsetzung dieser Erkenntnis für geboten. Sie sprechen sich daher  für
eine Gleichstellung des genetischen Fingerabdrucks mit dem daktyloskopi-
schen Fingerabdruck aus. Weder die Eingriffsintensität noch eine lediglich 
abstrakte Missbrauchsgefahr  rechtfertigen eine unterschiedliche Behand-
lung.
Die Justizministerinnen und Justizminister sprechen sich gegen eine gesetz-
liche Regelung des freiwilligen Reihengentests aus. Der freiwillige Reihen-
gentest ist ohne ausdrückliche gesetzliche Regelung zulässig, wenn eine wirk-
same Einwilligung der Betroffenen vorliegt. Sie sehen ferner keinen Bedarf für
eine Überarbeitung der Vorschriften über die Löschung gespeicherter Da-
ten. 

II.2
Evaluation der gemeinsam finanzierten Einrichtungen ge-
mäß Beschluss der Finanzminister(innen) vom 4. Dezember
2003
hier: Kriminologische Zentralstelle (KrimZ), Wiesbaden
(Berichterstattung: Nordrhein-Westfalen)

Die Justizministerinnen und Justizminister bekräftigen erneut ihre Überzeugung,
dass die „Kriminologische Zentralstelle“ e.V („KrimZ“) als einzige deutsche Jus-
tizeinrichtung, die sich praxisnah, kontinuierlich und länderübergreifend der jus-
tizbezogenen kriminologischen Forschung und Dokumentation widmet, unver-
zichtbar ist. Die von der „KrimZ“ geleistete Arbeit ist durch andere Einrichtun-
gen in diesem Umfang und in dieser Qualität zu vergleichbaren Kosten nicht zu
leisten. Die gemeinsame Finanzierung der „KrimZ“ durch Bund und Länder muss
daher fortgesetzt werden.  

II.3
Europäischer Haftbefehl 
(Berichterstattung: Bayern)

Keine Beschlussfassung erfolgt.

III.1
Grundsätze und Verfahren für die Zusammenarbeit der Län-
der in Fachministerkonferenzen
(Berichterstattung: Nordrhein-Westfalen)

Die Justizministerinnen und Justizminister nehmen den Beschluss der Minister-
präsidentenkonferenz vom 15./16. Dezember 2004 zur Kenntnis. Sie sind der
Auffassung, dass sich ihre bisherige Übung (Beschlussfassung mit einfacher
Mehrheit) bewährt hat und dass eine Änderung des Verfahrens auch mit Rück-
sichtnahme auf den vorgenannten Beschluss nicht angezeigt ist. 

III.2
Einladung von Mitgliedern der Europäischen Kommission
zu den Fachministerkonferenzen
(Berichterstattung: Nordrhein-Westfalen)

Keine Beschlussfassung erfolgt.

III.3
FGG-Reform
(Berichterstattung: Bundesministerium der Justiz)

Keine Beschlussfassung erfolgt.

III.4
Suizide auf Gleisanlagen der Deutschen Bahn
(Berichterstattung: Bundesministerium der Justiz)

Keine Beschlussfassung erfolgt.


